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Angezeigt beschwerte Tatbestände: 
LAUFENDE GRUNDRECHTEVERLETZUNGEN GEGEN DIE EIGENEN SCHUTZBEFOHLENEN 
BÜRGER DURCH DIE POLIZEI!  

Angezeigt wegelagerndes, hinterhältiges Auflauern meines KFZ durch die Polizisten POM Herr 
Hacker und POM Frau Ziller am 15.06.2013 im Ort 19243 Dodow. Beide hatte sich mit Polizei- KFZ in 
einer Seitenstraße auf die Lauer gelegt. Willkürliche Behauptung zum angeblich nicht angelegten 
Sicherheitsgurt - versuchte Zwangsgeldeintreiberei für Fremdinteressen an Ort und  Stelle. 

Übergabe der Fachaufsichtsbeschwerde gegen Herrn POM Hacker + POM Frau Ziller aus folgenden 
Gründen: 
Ausgeschlossene Personen kraft Gesetzes wegen Grundrechteverletzung, Bürger- Schikanierung, 
Menschenrechtsverletzung. 
Positionierung der deutschen Polizei gegen den Faschismus & Nazismus, Krieg und Völkermord, zum 
vereidigten Schutzauftrag für das gleichgeschalt - entmachtet- vogelfreie deutsche Volk, die 
rechtsgültige, aber überlagerte Verfassung v. 1919 und das Bonner Militär - Grundgesetz, zur 
verfassungsmäßigen Grundordnung, Welt-Frieden und Zukunft für alle! 

Anwesende Zeugen wurden von Herrn Uwe Mathews bis auf eine Person unbegründet 
ausgeschlossen. Das Gespräch wurde einseitig von Polizeihauptkommissar Herr Uwe Mathews 
geführt und inhaltlich zensiert bestimmt, ausschließlich auf den OWi- Vorhalt begrenzt. Es durfte sich 
meinerseits nicht zu den eigentlichen Beschwerdevorgang und den angezeigten Sachverhalten 
geäußert werden. Er berief sich dabei auf die Zuständigkeit. Mir wurde durch den Maulkorberlaß das 
rechtliche Gehör verweigert. Es erfolgte eine Grundrechteverletzung seitens Herr Uwe Mathews bzgl. 
der freien Meinungsäußerung. 

Herr Uwe Mathews gab typisch standardisierte Antworten bzgl. des OWi und zum Verhalten der 
Polizisten Hacker und Ziller. Dabei erfolgte indirekt voreingenommene Schuldzuweisung gegen meine 
Person und eine Relativierung und Verharmlosung meiner Beschwerde. Meine Ausführungen wurden 
ersichtlich nicht ernst genommen. Eine Klärung zum angezeigten Fehlverhalten erfolgte dabei nicht. 
Es wurde sich mehr mit dem unparteiischen Zeugen Andre Griesbach thematisch abweichend 
unterhalten als mit meiner Person. Herr Uwe Mathews führte weiter aus bei den ehem. DDR 
Grenztruppen (Mauerschützen) führend gedient zu haben und es hätte in der DDR keinen 
Schießbefehl gegeben! Das ist eine offene Verhöhnung der Mauerschützen- Opfer. 
Die Annahme meiner Beschwerdeschreiben wurde von Herrn Uwe Mathews abgelehnt.  
Die betr. Polizisten POM Herr Hacker und POM Frau Ziller sollen von Herrn Mathews angehört 
werden. Es wurde dazu ein Nachbesprechungstermin für die letzte Juliwoche in Aussicht gestellt.  
Die hier namentlich aufgeführten Polizisten sind offenkundig voreingenommen und befangen. 
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Weitere Ausführungen von Herrn Mathews Zuständigkeit: Jeder Ebene der Polizei handelt autonom.  
Vollzugshilfe als Amtshilfe = Schutz der amtlichen Handlung ohne Bewertung als Dienstleistung. 
Vollzugshilfe erfolgt ohne Prüfung und ohne Verantwortungsübernahme.  

Dienstanweisungen sind öffentlich bzw. nicht öffentlich wie in jeden Betrieb. 

Behörden haben eigene Kassen. Polizei ist das dazu ausführende Organ. Wenn offensichtlich gegen 
die Menschenwürde verstoßen wird, kann der Vollzug verweigert werden.  

Die Menschenwürde ist nicht definiert und pers. völlig frei auslegbar. Z.B. willkürliche Ordnungshaft 
durch befangene Richter ist kein Verstoß gegen die Menschenrechte. Volles Ermessen des betr. 
Richters. Volle Ausschöpfung der Möglichkeiten durch den Auftraggeber. 

Keinerlei Prüfung von sog. amtlichen Handlungen und keine Verantwortungsübernahme durch das 
bewaffnete Ausführungsorgan  Polizeirevier 19230 Hagenow. 

Angezeigt illegale § Grundlagen und Sachverhalte: 
Unter staatenlos vogelfrei in Fortführung der NAZI - KOLONIE unter Anwendung der 
Gleichschaltungsgesetze *Neues Staatsrecht - Staatsgrundgesetz v. 1934* mit Glaubhaftmachung 
*DEUTSCH* v. 1934!Für Grundrechteverletzungen existiert in der BRD kein Rechtsweg!Keinerlei 
Klärung der § Situation auf Bundes & Landesebene - Blockade Verweigerung:  
Stillstand der Rechtspflege Landes - & Bundesweit öffentlich bewiesen dokumentiert. = Gefahr in 
Verzug! 
Staatenlos vogelfreie Gesetzgebung mit Fremdinteressen. 
Mißbrauch der deutschen Polizei zur Ausführung für diese privaten Fremdinteressen.  
Keine  Amtsausweise, Amtssiegel Unterschriften, Geschäftszeiten, Geschäftsräume, keine 
Posteingangsstempel, Keine Schriftbefugnis. 
Privatisiert staatenlos- vogelfreie  Polizei vs. staatenlos- VOGELFREIE  Bürger mit Waffengewalt.  
schwarze USA- Uniformen im Black Water- Stil, offen schwer bewaffnet 
 - bedrohlich Angsteinflößend und angesichts der Staatenlosigkeit völlig unberechenbar 
Keinerlei Transparenz, private Befehle , Dienstanweisungen sind unbekannt!  
Gegenseitige Bezeugung, rechtliche Konsequenzen gibt es in der Realität kaum, 
OWi- Zawngsgeschäftsmodell: Verstecktes hinterhältiges, arglistiges Vorgehen, es geht immer um 
Geld - räuberische Erpressung, Wegelagerei, Ignoranz des Bürgers. 
Durch Staatenlosigkeit ungültige privatisierte Gesetze in willkürliche Anwendung & Auslegung = Macht 
vor Recht - Jeder Institution /Person macht heute was sie will!  
Bundesweit Anarchie und Gesetzlosigkeit = Gefahr in Verzug. 
OWi- Geldeintreibung, um die Menschen die wirtschaftliche Grundlage für Fremdinteressen zu 
entziehen.  
Geheime polizeiinterne Anweisungen und Soll- Listen. 
Angst schafft Unsicherheit Ablenkung. 
Weitere § Grundlagen: EU Todesstrafe + Schießbefehl - Lissabonvertrag. 
In diesen § Zustand ist die Polizei für den Bürger unberechenbarer Bedrohungsfaktor geworden. 
Medien bekannte Beispiele zum unehrenhaften Vorgehen der Polizei gegen die eig. Bürger: Stuttgart, 
Frankfurt, Rosenheim usw. +++ 
Stellung der privatisierten Polizei zur Rolle als Geschäftsmodell für Fremdinteressen - sogar mit 
patentierten Namen *POLIZEI* 
Klare zweifelsfreie Positionierung der Polizei  ENTWEDER für private Fremdinteressen einzelner 
Personen/ Firmen - Kartelle gegen den Bürger, Krieg Terrorismus ODER  
für den Bürger - Rückkehr in die verfassungsmäßige Grundordnung - Heimat und Welt- Frieden! 

Rüdiger Klasen 

Zeuge: Andre Griesbach 


